
Artikel 8
Die gesellschaftliche Organisation oder das Kollektiv 

der Werktätigen legen die Kontrolle über das Verhal­
ten der Person fest, für die sie die Bürgschaft über­
nommen haben, und treffen ihr gegenüber die erfor­
derlichen Erziehungsmaßnahmen.

Hat die Person, für welche die Bürgschaft übernom­
men wurde, im Verlauf eines Jahres durch vorbild­
liche Führung und ehrliche Arbeit bewiesen, daß sie 
sich gebessert hat, dann setzt die gesellschaftliche 
Organisation oder das Kollektiv der Werktätigen das 
Gericht oder die Staatsanwaltschaft davon in Kenntnis.

Falls sich die Person, für welche die Bürgschaft über­
nommen wurde, den Normen der sozialistischen Ge­
sellschaft nicht unterordnet und die Erziehung keinen 
Einfluß auf sie hat, fassen die gesellschaftliche Orga­
nisation oder das Kollektiv der Werktätigen, die für 
diese Person die Bürgschaft übernommen haben, einen 
Beschluß über die Ablehnung der Bürgschaft und über­
mitteln diesen Beschluß der Staatsanwaltschaft oder 
dem Gericht zum Zwecke der Entscheidung darüber, 
ob das Strafverfahren wiederaufgenommen werden soll.

Artikel 9
Die Aufsichtskommissionen der Exekutivkomitees der 

örtlichen Sowjets der Deputierten der Werktätigen sind 
berechtigt, auf Antrag der gesellschaftlichen Organi­
sationen und der Kollektive der Werktätigen oder aus 
eigener Initiative die bedingte Strafaussetzung oder 
die vorzeitige Befreiung von der Strafe für Verurteilte 
oder die Ersetzung des nicht verbüßten Teils der Strafe 
durch eine mildere Strafe bei Gericht zu beantragen, 
wobei die in den Artikeln 44 und 45 in den Grund­
lagen für die Strafgesetzgebung der UdSSR und der 
Unionsrepubliken vorgesehenen Fristen für die Straf­
verbüßung und die sonstigen Bedingungen einzuhalten 
sind.

Die Aufsicht über die Personen, für die die Strafe 
bedingt ausgesetzt wurde, sowie über die Erziehungs­
arbeit während der Bewährungsfrist wird durch die 
Gesetzgebung der Unionsrepubliken geregelt.

Artikel 10
Das Gericht, die Staatsanwaltschaft, die Unter­

suchungsorgane, die Miliz und die sonstigen Ermitt­
lungsorgane haben zur Aufdeckung und Beseitigung 
der Ursachen und Bedingungen, die das Begehen von 
Verbrechen begünstigen, sowie bei der Aufdeckung von 
Verbrechen und bei der Fahndung nach Verbrechern 
die Hilfe der Öffentlichkeit in größerem Maße in An­
spruch zu nehmen.

Auf Grund von Gerichtsentscheidungen, auf Antrag 
der Staatsanwälte und der Milizorgane sowie aus 
eigener Initiative haben die Leiter von Betrieben, In­
stitutionen, Organisationen und Kollektivwirtschaften 
unter Teilnahme der Öffentlichkeit die erforderlichen 
Maßnahmen zur Beseitigung der Ursachen und Bedin­
gungen zu treffen, welche die Begehung von Verbrechen 
begünstigen.

Artikel 11
Zur Erhöhung der erzieherischen Rolle der Gerichts­

verhandlungen und zur Verhütung von Verbrechen 
sind die Gerichte verpflichtet, falls es sich als notwen­
dig erweist, die Werktätigen am Arbeitsplatz der An­
geklagten oder in ihrem Wohnort über die bevorstehen­
den Gerichtsverhandlungen in Kenntnis zu setzen; des­
gleichen sind den Werktätigen die Ergebnisse der ver­
handelten Strafsache mitzuteilen, nachdem das Urteil 
rechtskräftig geworden ist.

In verstärktem Maße sind die Gerichtsverhandlungen 
unmittelbar in den Betrieben, auf den Baustellen, in 
den Sowjetwirtschaften, Kollektivwirtschaften und 
nötigenfalls auch unter Teilnahme gesellschaftlicher 
Ankläger und gesellschaftlicher Verteidiger durchzu­
führen.

Einzelne von den Volksgerichten oder von den Kame­
radschaftsgerichten verhandelte Sachen, die für die 
Öffentlichkeit von Interesse sind, sollen in Presse und 
Rundfunk behandelt werden.

Artikel 12
Die Exekutivkomitees der örtlichen Sowjets der 

Deputierten der Werktätigen sowie die Leiter von Be­
trieben, Institutionen und Organisationen haben dafür 
zu sorgen, daß die aus den Haftanstalten Entlassenen 
nach Verbüßung ihrer Strafe oder die vorzeitig aus 
den Haftanstalten Entlassenen in den Arbeitsprozeß 
aufgenommen werden. Die gesellschaftlichen Organi­
sationen haben diese Bürger dahingehend zu unter­
stützen, daß ihnen entsprechende Arbeitsplätze zuge­
wiesen und für sie die erforderlichen sozialen Bedin­
gungen geschaffen werden.

Artikel 13
Es ist festzulegen, daß Sachen, die verwaltungsrecht­

lich zu ahndende Gesetzesverletzungen betreffen, von 
den Verwaltungskommissionen bei den Exekutivkomi­
tees der örtlichen Sowjets der Deputierten der Werk­
tätigen unter Teilnahme der Öffentlichkeit verhandelt 
werden. Zu diesem Zweck sind Vertreter der Gewerk­
schafts- und Komsomolorganisationen sowie anderer 
gesellschaftlicher Organisationen aufzunehmen.

Artikel 14
Es ist erforderlich, die Erziehungsarbeit sowie die 

Kultur- und Aufklärungsarbeit der Sowjets, der Ge­
werkschafts- und Komsomolorganisationen sowie der 
anderen gesellschaftlichen Organisationen auf dem Ge­
biet des Kampfes gegen die Trunksucht zu verstärken. 
Fälle ständiger Trunkenheit und eines ungebührlichen 
Benehmens in betrunkenem Zustand sind zur Beurtei­
lung vor die Öffentlichkeit zu bringen. In den Betrie­
ben, Institutionen und Organisationen sind Personen, 
die sich solcher Verstöße schuldig gemacht haben, zu 
Versammlungen zu laden, damit sie öffentlich zu ihrem 
Benehmen Stellung nehmen, und, falls es sich als not­
wendig erweist, sind solche Sachen den Kamerad­
schaftsgerichten zur Verhandlung zu übergeben.

Artikel 15
Die Obersten Sowjets der Unionsrepubliken werden 

beauftragt, Gesetze zu erlassen, welche die Heran­
ziehung der Öffentlichkeit zur Bekämpfung der Trunk­
sucht gewährleisten. In diesen Gesetzen soll die Ver­
antwortlichkeit der Personen vorgesehen sein, die in 
betrunkenem Zustand auf den Straßen und an öffent­
lichen Orten angetroffen werden und gegen die gesell­
schaftliche Moral verstoßen; desgleichen soll in diesen 
Gesetzen die Verantwortlichkeit der Werktätigen des 
Handels und der öffentlichen Speisebetriebe vorgesehen 
sein, welche die Bestimmungen über den Verkauf von 
geistigen Getränken verletzen, sowie der Personen, die 
Minderjährige zum Trunk verleiten.

Die Verletzung der dienstlichen oder beruflichen 
Pflichten in angetrunkenem Zustand ist als ein die Ver­
antwortlichkeit erschwerender Umstand zu bewerten.

Artikel 16
Den Volksgerichten ist das Recht einzuräumen, auf 

Antrag gesellschaftlicher Organisationen, auf Antrag 
von Kollektiven der Werktätigen oder von Organen 
des Gesundheitswesens für Trinker Zwangsheilverfah­
ren in Trinkerheilanstalten anzuordnen, die ein be­
sonderes Heilverfahren und eine besondere Arbeits­
ordnung haben.

Das Volksgericht ordnet das Zwangsheilverfahren 
bei Vorliegen eines Gutachtens einer Heilanstalt in 
einer Gerichtssitzung an, zu der obligatorisch zu laden 
sind die Person, über deren Angelegenheit verhandelt 
wird, sowie die Vertreter des Kollektivs der Werktäti­
gen und der Organisationen und Institutionen, die den 
Antrag gestellt haben.

Die Einstellung des Zwangsheilverfahrens erfolgt auf 
der Grundlage eines Beschlusses der Heilanstalt, in 
welcher die betreffende Person zur Heilung unterge­
bracht war.

Artikel 17
Es ist festzulegen, daß die auf den Schutz der öffent­

lichen Ordnung und den Kampf gegen Rechtsverlet­
zungen gerichtete Tätigkeit der Bürger unter dem
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